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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Die SVP konnte im November ihre Volksinitiative zur Einbürgerungspolitik einreichen.
Diese verlangt, dass die Gemeinden ihre Entscheidungsinstanz und -prozedur autonom
festlegen dürfen und keine Rekurse gegen die kommunalen Einbürgerungsentscheide
möglich sind. Die Sammelkampagne hatte sich für die SVP als sehr mühsam erwiesen
und die erforderlichen 100'000 Unterschriften kamen erst in letzter Minute und dank
Sondereinsätzen zusammen. Nachdem bei der Kontrolle viele ungültige Unterschriften
festgestellt worden waren, nahm die Bundeskanzlei eine genaue Nachzählung vor,
welche mit einem äusserst knappen Ergebnis endete: Die Initiative war mit 100'038
gültigen Unterschriften versehen und damit zustande gekommen. Einen inhaltlich
ähnlichen Vorstoss hatte im Jahr 2003 der Berner SVP-Nationalrat Joder in Form einer
parlamentarischen Initiative eingereicht. Gegen die von der SPK mit knapper Mehrheit
beschlossene Empfehlung lehnte es das Plenum mit 104:73 Stimmen ab, dieser Folge zu
geben. Vertreter der FDP und der CVP bekundeten zwar Verständnis für das Anliegen,
die Gemeindeautonomie zu schützen, lehnten jedoch die Forderung nach einem Verbot
der Beschwerdemöglichkeit ab. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.11.2005
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament im Oktober, die im Vorjahr von der SVP
eingereichte Volksinitiative zur Einbürgerungspolitik zur Ablehnung zu empfehlen. Falls
die Bundesversammlung der von der parlamentarischen Initiative Pfisterer (fdp, AG)
verlangten Gesetzesänderung zustimmen würde, fände diese als indirekter
Gegenvorschlag auch die Unterstützung des Bundesrates. Seine Opposition zur
Volksinitiative begründete der Bundesrat vorwiegend mit zwei Argumenten: Zum einen
sei der neuen Rechtsauslegung des Bundesgerichts Rechnung zu tragen, dass ein
Einbürgerungsentscheid kein rein politischer Akt sei, sondern auch rechtsstaatlichen
Ansprüchen wie einem Diskriminierungsverbot genügen müsse. Zum andern greife die
von der Initiative geforderte absolute Autonomie der Gemeinden bei der Festlegung
des kommunalen Einbürgerungsverfahrens in die Kompetenzen der Kantone ein. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.10.2006
HANS HIRTER

Als Erstrat befasste sich der Nationalrat mit der von der SVP eingereichten
Volksinitiative zur Einbürgerungspolitik („für demokratische Einbürgerungen“). Seine
Staatsrechtliche Kommission beantragte mit 13 zu 12 Stimmen im Gegensatz zum
Bundesrat, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Hauptargument dieser aus der
geschlossenen SVP und einigen FDP- und CVP-Kommissionsmitgliedern gebildeten
Mehrheit war, dass man trotz des Bundesgerichtsurteils von 2003 die Einbürgerung
weiterhin als rein politischen Akt ohne Rekursmöglichkeit betrachte. Da die Initiative
unter anderem genau dies in die Verfassung schreiben will, sei sie zu unterstützen. Eine
von den Grünen unterstützte Kommissionsminderheit beantragte, die Initiative für
ungültig zu erklären, da sie nicht umsetzbar sei. Da sowohl die Bundesverfassung als
auch das Völkerrecht eine Rechtsweggarantie und zudem auch ein
Diskriminierungsverbot vorschreiben, könne sie – ähnlich wie die Initiative für eine
lebenslange Verwahrung – nicht im Sinn der Initianten umgesetzt werden. Diesen Antrag
auf Ungültigkeit lehnte der Nationalrat nach einer sehr langen Debatte mit 132 zu 49
Stimmen ab. Fast ebenso deutlich distanzierte sich der Rat aber auch vom Antrag
seiner Kommissionsmehrheit: Er empfahl mit 117 zu 63 Stimmen die Initiative zur
Ablehnung. Neben der fast geschlossenen SVP (Ausnahme Gadient, GR) sprachen sich
nur sechs Freisinnige und vier Christlichdemokraten für die Initiative aus. Im Ständerat
betonte Escher (cvp, VS) den antiföderalistischen Charakter der Initiative, die sich in
die Organisationsrechte der Kantone einmische, einen Bereich, in welchem der Bund
bisher über keine verfassungsmässigen Kompetenzen verfüge. Die kleine Kammer
lehnte die Initiative in der Schlussabstimmung mit 34 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen
ab.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.10.2007
HANS HIRTER
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Die SVP rezyklierte in der Abstimmungskampagne das Motto und das Inserate- und
Plakatsujet aus ihrem Kampf gegen die erleichterte Einbürgerung aus dem Jahre 2004:
Ein Slogan, der dazu aufrief, die „Masseneinbürgerung“ zu stoppen und ein Bild mit
Händen verschiedener Hautfarbe, die sich frei mit Schweizer Pässen bedienen. In der
Kampagne fuhr die SVP auf zwei Schienen. Auf der einen Seite gab sie sich als
Verteidigerin der direktdemokratischen Volksrechte. Auf der anderen Seite empfahl sie
ihre Initiative als Mittel im Kampf gegen die Einwanderung, gegen kriminelle Ausländer
und generell gegen „die Missstände in der Ausländerpolitik“. Besonders stark engagierte
sich der ehemalige SVP-Bundesrat Blocher, der auch in der Arena-Sendung des
Deutschschweizer Fernsehens als Hauptexponent der Initianten auftrat. An den
Plakatwänden und bei den Inseraten in der Presse dominierten die Botschaften der
Initianten um ein Mehrfaches. Auf der Seite der SVP kämpften die kleinen
Rechtsaussenparteien und die AUNS sowie, mit massivem Geldeinsatz, ein aus einigen
wenigen Politikern der FDP und der CVP gebildetes Komitee mit dem Namen
„Bürgerrechte stärken“. Etwas überraschend hatte auch der Gewerbeverband die Ja-
Parole ausgegeben; er engagierte sich in der Kampagne allerdings nicht. Auf der
Gegenseite standen alle übrigen Parteien und die Gewerkschaften, wobei auf nationaler
Ebene die Linke mit den Gewerkschaften und die Vertreter der bürgerlichen Parteien
zwei separate Abstimmungskomitees bildeten. Der Wirtschaftsdachverband
Economiesuisse bezog keine Stellung.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.03.2008
HANS HIRTER

Am 1. Juni lehnten Volk und Stände die von der SVP eingereichte Volksinitiative zur
Einbürgerungspolitik („für demokratische Einbürgerungen“) deutlich ab. Diese wollte
erreichen, dass erstens jede Gemeinde selbst bestimmen kann, nach welchem
Verfahren sie einbürgern will, und dass zweites dieser Entscheid endgültig, das heisst
nicht beschwerdefähig sein soll. Die Initiative widersprach damit dem Urteil des
Bundesgerichts aus dem Jahre 2003, wonach ein negativer Entscheid begründet
werden muss und eine Beschwerde, zum Beispiel wegen Diskriminierung oder Willkür
gegen diesen eingereicht werden kann. Die Initiative griff aber auch in die kantonale
Hoheit über die Gemeindeorganisation ein.
Das Resultat fiel bei einer Beteiligung von 45% mit 1'415'249 Nein gegen 804'730 Ja
deutlich aus. Nur gerade im Kanton Schwyz, wo die Urnenabstimmung über
Einbürgerungen Tradition hat, stellte sich eine Mehrheit (60%) hinter die SVP-Initiative.
Relativ knapp abgelehnt wurde das Begehren in den Kantonen der Zentral- und der
Ostschweiz. In den grossen Mittellandkantonen Bern und Zürich stimmten weniger als
40% für die Initiative. Am geringsten fiel die Unterstützung in der Romandie aus, wo
mehr als 80% mit Nein stimmten. Die nach der Abstimmung durchgeführte
repräsentative Befragung ergab, dass die Sympathisanten der SVP nahezu geschlossen
für, die Anhänger der drei anderen Regierungsparteien und die Parteiunabhängigen
aber sehr deutlich dagegen gestimmt hatten. 

Abstimmung vom 1. Juni 2008

Beteiligung: 45,2%
Ja: 804'730 (36,2%) / 1 Stand
Nein: 1'415'249 (63,8%) / 19 6/2 Stände

Parolen: Ja: SVP, EDU (1)*, SD, Lega, FPS; SGV. 
Nein: FDP (2)*, CVP, SP, GP, GLP, EVP, LP, CSP, PdA; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.06.2008
HANS HIRTER

1) AB NR, 2005, S. 1346 ff.; BBl, 2006, S. 843 f.;; BaZ, 4.10.05.; TA, 10.11., 10.12. und 29.12.05; Presse vom 19.11.05. 
2) BBl, 2006, S. 8953 ff. 
3) BBl, 2008, S. 6161 ff.; Presse vom 2.6.08; Engeli, Isabelle e.a., Vox – Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 1.
Juni 2008.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK


